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87 8. Sitzung des 9. Beirats bei der unteren Land-

schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
Die 8. Sitzung des 9. Beirates bei der unteren Land-
schaftsbehörde des Kreises Lippe 
 
findet am 
 

Mittwoch, den 16.03.2016, um 15.30 Uhr 
 
im Kreishaus, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold, 
 

Raum 404 (Ebene 4) 
 
statt. 
 
Evtl. Zusätze: 
 
 
 
 
Die Tagesordnung wird drei Tage vor dem Sitzungstermin 
am "Schwarzen Brett" im Kreishaus, 
32756 Detmold, Felix-Fechenbach-Str. 5, ausgehängt. 
 
 
Detmold, 18.02.2016 
 
Der Vorsitzende des Beirats beim 
Kreis Lippe als untere Landschaftsbehörde 
 
 
Siegmund Gedeon 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
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Stadt Blomberg 
 
88 Haushaltssatzung und Bekanntmachung der 

Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das 
Haushaltsjahr 2016 vom 03.02.2016 

 
1. Haushaltssatzung der Stadt Blomberg für das Jahr 

2016 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NW  S. 666) in der zurzeit geltenden 
Fassung  hat der Rat der Stadt Blomberg am 21.12.2015 
folgende Haushaltssatzung mit Anlagen einschließlich der 
mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 
2017 – 2019 beschlossen:  
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben der Stadt voraussichtlich anfal-
lenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehende Einzahlungen und zu leistende Auszahlungen 
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 
wird 
 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf   
    36.322.637 Euro 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf   
    40.765.479 Euro 
 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf  33.910.600 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Ver-
waltungstätigkeit auf    38.516.398 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitions-
tätigkeit auf      1.430.900 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitions-
tätigkeit auf     1.208.000 Euro 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen der Finanzierungstä-
tigkeit auf                   0 Euro 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen der Finanzierungstä-
tigkeit auf        124.000 Euro 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.  
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage aufgrund 
des voraussichtlichen Jahresergebnisses ist im Ergebnis-
plan wird auf  
                    0 Euro 
und 
die Verringerung der allgemeinen Rücklage aufgrund des 
voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan wird 
auf  
                     4.442.842 Euro  
festgesetzt. 
 

 
§ 5 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 
 
            25.000.000 Euro 
festgesetzt.  
 

§ 6 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das 
Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
(Grundsteuer A) auf       250 v. H. 

 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf     
495 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer auf        435 v. H. 
   

§ 7 
Entfällt 

 
§ 8 

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszah-
lungen, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage 
beruhen, sind im Sinne des § 83 Abs. 2  GO NW erheblich, 
wenn sie im Einzelfall mehr als 50.000,00 Euro betragen. 
Diese Grenze gilt nicht für auf gesetzlicher Grundlage be-
ruhende Mehraufwendungen/ -auszahlungen, die aus er-
zielten Mehrerträgen/ -einzahlungen resultieren sowie für 
Buchungen im Rahmen des Jahresabschlusses.  
 
Alle übrigen über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen  sind erheblich,  
wenn sie im Einzelfall den Betrag von 15.000,00 Euro 
überschreiten.  
 
Die erheblichen über- und außerplanmäßigen Aufwendun-
gen und Auszahlungen bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des Rates. 
 

§ 9 
Zur flexiblen Haushaltsführung werden die Erträge und 
Aufwendungen innerhalb der einzelnen Fachbereiche ge-
mäß § 21 Abs. 1 GemHVO mit Ausnahme 
 

• der Personal- und Versorgungsaufwendungen, 
• der Abrechnungskonten mit dem Eigenbetrieb 

Blomberger Immobilien- und Grundstücksverwal-
tung, 

• des Produkts Baubetriebshof, 
• der bilanziellen Abschreibungen und der inneren 

Verrechnungen 
 
jeweils zu einem Budget verbunden. In dem Budget sind 
die Summe der Erträge und die Summe der Aufwendungen 
für die Haushaltsausführung verbindlich. Dies gilt entspre-
chend für Einzahlungen und Auszahlungen für Investitio-
nen. 
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Stadt Blomberg mit 
Anlagen für das Haushaltsjahr 2016 einschließlich der mit-
telfristigen Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2017 
– 2019 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Die Haus-
haltssatzung mit Anlagen einschließlich der mittelfristigen 
Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2017 – 2019 ist 
gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat des Kreises 
Lippe als untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Schrei-
ben vom 04.01.2016 angezeigt worden. Das Anzeigever-
fahren wurde mit Verfügung des Kreises Lippe vom 
28.01.2016 abgeschlossen. 
 
Die nach § 75 Abs. 4 GO NRW erforderliche Genehmigung 
der Verringerung der allgemeinen Rücklage ist vom Land-
rat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Detmold 
mit Verfügung vom 28.01.2016 erteilt worden.  
 
Der Haushaltsplan mit Anlagen einschließlich der mittelfris-
tigen Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2017 – 
2019 liegt zur Einsichtnahme ab dem 29.02.2016 während 
der Dienststunden (montags – freitags von 08.00 – 12.00 
Uhr, Montag und Dienstag von 14.00 – 15.30 Uhr, Don-
nerstag 14.00 – 18.00 Uhr) im Fachbereich 20 - Kämmerei 
und Finanzen (Am Martiniturm 1, 32825 Blomberg) öffent-
lich aus und wird dort bis zum Ende der Auslegung des 
Jahresabschlusses 2016 zur Einsichtnahme verfügbar ge-
halten.  
 
Hinweis 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der GO NRW beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel  ist gegenüber der 
Stadt Blomberg vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung ist auch auf 
der Internetseite der Stadt Blomberg unter www.blomberg-
lippe.de/Verwaltung/öffentliche Bekanntmachungen ein-
sehbar.  
 
Blomberg, den 03.02.2016 
 
 
(Geise) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
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Stadt Detmold 
 
89 Versteigerung von Fundsachen 
 
Die gefundenen und vom Eigentümer nicht abgeholten 
Fundsachen werden 
 

am Samstag, 16.04.2016 
ab 09.00 Uhr 

 
in der Bürgerberatung der Stadt Detmold, Graben-  str. 1 
meistbietend öffentlich versteigert. 
Im Anschluss findet -nach Wetterlage- im Innenhof die Ver-
steigerung der Fundfahrräder statt.   
 
Die Fundsachen wurden mehr als 6 Monate im Fundbüro 
aufbewahrt. Die Finder werden hiermit aufgefordert -soweit 
noch nicht geschehen- bis zum 01.04.2015 ihre Rechte aus 
Fundmeldungen geltend zu machen. 
 
STADT DETMOLD 
Der Bürgermeister 
 
 
Rainer Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
 
 
 
90 Inkrafttreten des Bebauungsplanes 
 
06-01 „Londoner Straße“, 2. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Hakedahl 
Änderungsgebiet: Zwischen Braker Straße und 

dem ehem. Rittergut Herber-
hausen 

 
Der o. g. Bebauungsplan ist vom Rat der Stadt Detmold in 
seiner Sitzung am 18.02.2016 gem. § 10 Baugesetzbuch 
als Satzung beschlossen worden. 
 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
 
Für die genaue Abgrenzung ist die in der Bebauungsplan-
unterlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Gemäß § 10 des Baugesetzbuches wird mit Vollzug dieser 
Bekanntmachung der Bebauungsplan 
 
06-01 „Londoner Straße“, 2. (beschleunigte) Änderung 
Ortsteil:   Hakedahl 
Änderungsgebiet: Zwischen Braker Straße und 

dem ehem. Rittergut Herber-
hausen 

 
rechtsverbindlich.  
 
Der Bebauungsplan wird mit der Begründung im Fachbe-
reich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, Ferdinand-
Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. 
 
 

 
Hinweise 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass die nach § 214 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtlichen 
Verletzungen von Verfahrens- und Formvorschriften, 
eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flä-
chennutzungsplanes und nach § 214 Abs. 3 Satz 2 des 
Baugesetzbuches beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorganges unbeachtlich werden, wenn sie nicht inner-
halb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Detmold geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf ei-
nes Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr gel-
tend gemacht werden, es sei denn 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-

her beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Detmold vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Detmold, 19.02.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
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91 Offenlegung des Entwurfes der Flächennut-

zungsplanänderung 
 
Nr. 14 „Eggestraße Ost“ 
Ortsteil:   Pivitsheide V.H. 
Änderungsgebiet: Bereiche nördlich und südlich 

der Eggestraße 
 
Es wird hiermit gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) be-
kannt gemacht, dass der Ausschuss für Stadtentwicklung 
der Stadt Detmold in seiner Sitzung am 10.02.2016 
gem. § 41 (2) der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen den Entwurf der o. g. Flächennutzungs-
planänderung mit folgendem Wortlaut beschlossen hat 
(Entwurfsbeschluss): 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung beschließt 
gem. § 3 (2) BauGB den Entwurf der Flächennutzungs-
planänderung 
 
Nr. 14 „Eggestraße Ost“ 
Ortsteil:   Pivitsheide V.H. 
Änderungsgebiet: Bereich nördlich und südlich 

der Eggestraße 
 
und diesen offen zu legen. 
 
Gem. § 3 (2) Baugesetzbuch (BauGB) wird hiermit bekannt 
gemacht, dass der Entwurf der o. g. Flächennutzungs-
planänderung mit Begründung und den wesentlichen, be-
reits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen in 
der Zeit vom 
 

07.03.2016 bis einschließlich 15.04.2016 
 
beim Fachbereich 6, Stadtentwicklung, der Stadt Detmold, 
Ferdinand-Brune-Haus, Hintergebäude, Rosental 21, 
1. Etage, montags bis donnerstags von 07:00 Uhr bis 17:30 
Uhr und freitags von 07:00 Uhr bis 12:30 Uhr öffentlich 
ausliegt.  
 
Neben dem Entwurf des Plans einschließlich des Umwelt-
berichts sind folgende Dokumente verfügbar, die umwelt-
bezogene Informationen enthalten:  
 

Art der  
vorhandenen  
Information  

Urheber  
 

Thematischer  
Bezug  

Umweltbericht Stadt Detmold Aussagen zum 
derzeitigen Um-
weltzustand und 
Prognose über 
die Entwicklung 
des Umweltzu-
standes 

Fünf Stellung-
nahmen und 
Eingaben aus 
der Öffentlich-
keitsbeteiligung 

Fünf Stellung-
nahmen und 
Eingaben von  
Bürger / Bürge-
rinnen 

Biotop- und Ar-
tenvielfalt, 
Frischluftbahn, 
Landschafts-
schutz  

 
Lage und Umfang des Änderungsgebietes sind aus dem in 
dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug er-
sichtlich. Für die genaue Abgrenzung ist die in der Planun-
terlage vorgenommene Grenzeintragung verbindlich. 
 
 
 

 
Stellungnahmen zu dem offenliegenden Entwurf können 
innerhalb der Offenlegungsfrist schriftlich an die Stadt 
Detmold, Der Bürgermeister, Fachbereich 6, Stadtentwick-
lung, Postfach, 32754 Detmold gerichtet oder zur Nieder-
schrift im Fachbereich 6, Stadtentwicklung, Ferdinand-
Brune-Haus, Zimmer 119, Hintergebäude, Rosental 21, 
vorgebracht werden. Darüber hinaus besteht auch die 
Möglichkeit, Stellungnahmen in elektronischer Form über 
die Internetseite der Stadt Detmold www.bauleitplanung-
detmold.de, Link „Aktuelle Beteiligung“ abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksich-
tigt bleiben. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass ein Normenkontrollan-
trag nach § 47 Abs. 2 a der Verwaltungsgerichtsord-
nung unzulässig ist, wenn die den Antrag stellende Person 
nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen die-
ser öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet geltend 
gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung der 
Stadt Detmold vom 10.02.2016 über den Entwurf der Flä-
chennutzungsplanänderung 
 
Nr. 14 „Eggestraße Ost“ 
Ortsteil:   Pivitsheide V.H. 
Änderungsgebiet: Bereich nördlich und südlich 

der Eggestraße 
 
und diesen offen zu legen wird hiermit gemäß § 3 (2) Bau-
gesetzbuch (BauGB) öffentlich bekannt gemacht. 
 
Detmold, 15.02.2016 
 
Stadt Detmold 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Heller 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
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Gemeinde Extertal 
 
92 Bekanntmachung des Jahresabschlusses der 

Wirtschaftsbetriebe der Gemeinde Extertal für 
das Wirtschaftsjahr 2014 

 
Der Rat der Gemeinde Extertal hat am 17.12.2015 den 
Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2014 
festgestellt und über die Ergebnisverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
Der Jahresverlust 2014 in Höhe von 135.955,58 € wird auf 
neue Rechnung vorgetragen. 
Es ergibt sich ein Verlustvortrag in Höhe von 270.659,65 €. 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht liegen bis zur 
Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Ein-
sichtnahme während der Dienststunden im Verwaltungs-
gebäude Rathaus Extertal, Mittelstr. 36, 1. Obergeschoss, 
Raum 120, 32699 Extertal, aus. 
 
Der Abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
Nordrhein-Westfalen über die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichtes lautet wie folgt: 
 
Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Wirtschaftsbetriebe Extertal. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 
31.12.2014 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft WIBERA AG, Bielefeld, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 14.10.2015 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt. 
 
„An die Wirtschaftsbetriebe Extertal, Extertal 
 
Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang - unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Wirt-
schaftsbetriebe Extertal, Extertal für das Wirtschaftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2014 geprüft. Die Buch-
führung und die Aufstellung von Jahresabschluss und La-
gebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vor-
schriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften 
liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung des Eigen-
betriebes. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der 
von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festle-
gung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über 
die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 
rechtliche Umfeld des Eigenbetriebes sowie die  

 
Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rah-
men der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungs-
legungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nach-
weise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichpro-
ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der an-
gewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen 
Einschätzungen der Betriebsleitung des Eigenbetriebes 
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahres-
abschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffas-
sung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere 
Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebes. 
Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresab-
schluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft WIBERA AG ausgewertet und eine Ana-
lyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt da-
bei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 21.01.2016 
 
GPA NRW   (Siegel) 
Im Auftrag 
 
Matthias Middel 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Jahresabschluss der Wirtschaftsbetriebe der Gemein-
de Extertal für das Wirtschaftsjahr 2014 sowie der Ab-
schließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt Nord-
rhein-Westfalen werden gemäß § 13 Abs. 1 der Hauptsat-
zung der Gemeinde Extertal vom 13.01.2016 in Verbindung 
mit § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung NW vom 
16.11.2004 (GV.NRW. S. 644, ber. 2005 S.15), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 13.08.2012 
(GV.NRW. S. 296), öffentlich bekannt gemacht. 
 
Wirtschaftsbetriebe Extertal 
Der Betriebsleiter 
 
Extertal, 05.02.2016 
 
 
gez. 
(Hubertus Fricke) 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
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93 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der Haus-

haltssatzung der Gemeinde Extertal mit Haus-
haltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 
2016 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Gemeinde Extertal für das Haus-
haltsjahr 2016 mit Haushaltsplan und Anlagen gemäß § 80 
Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV.NRW S. 666) in der z.Zt. geltenden Fassung 
ab dem 26. Februar 2016 für die Dauer des Beratungsver-
fahrens im Rat im Rathaus Extertal, Zimmer 113, 1. OG, 
während der Dienststunden öffentlich ausliegt. 
 
Einwohner oder Abgabepflichtige können gegen den Ent-
wurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Extertal mit 
Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 2016 in-
nerhalb einer Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der 
Auslegung Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Gemeinde Extertal, Die Bürgermeisterin, Mittelstr. 
36, 32699 Extertal, erheben. Über die Einwendungen ent-
scheidet der Rat der Gemeinde Extertal in öffentlicher Sit-
zung. 
 
32699 Extertal, den 11.02.2016 
 
Die Bürgermeisterin 
 
 
(Monika Rehmert) 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
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Stadt Horn-Bad Meinberg 
 
94 Satzung über die Erhebung von Gebühren für 

die Durchführung der Brandverhütungsschau 
in der Stadt Horn-Bad Meinberg vom 
15.02.2016 

 
Der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg hat in seiner Sitzung 
am 11.02.2016 aufgrund des § 52 Abs. 5 Satz 1 in Verbin-
dung mit § 3 Abs. 2 Satz 1, § 26 des Gesetzes über den 
Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG) vom 17.12.2015 (GV.NW. S. 886) und der §§ 7 
Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) in der Fassung vom 14.07.1994 (GV.NW. S. 666), zu-
letzt geändert durch Gesetz 03.02.2015 (GV. NRW. S. 
208), folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Zweck der Brandverhütungsschau 

 
(1) Die Brandverhütungsschau dient dem Zweck, präventiv 
zu prüfen, ob Gebäude und Einrichtungen, die in erhöhtem 
Maße brand- oder explosionsgefährdet sind oder in denen 
bei Ausbruch eines Brandes oder bei einer Explosion eine 
große Anzahl von Personen oder erhebliche Sachwerte 
gefährdet sind, den Erfordernissen des abwehrenden 
Brandschutzes entsprechen. 
 
(2) Die Prüfung der Erfordernisse des abwehrenden Brand-
schutzes dient der Feststellung brandschutztechnischer 
Mängel und Gefahrenquellen sowie der Anordnung von 
Maßnahmen, die der Entstehung eines Brandes oder der 
Ausbreitung von Feuer und Rauch vorbeugen und bei ei-
nem Brand oder Unglücksfall die Rettung von Menschen 
und Tieren, den Schutz von Sachwerten sowie wirksame 
Löscharbeiten ermöglichen. 
 

§ 2 
Gebührenpflichtige Amtshandlungen 

 
(1) Gebührenpflichtig sind die Leistungen 
 

a) zur Durchführung der Brandverhütungsschau im 
Sinne von § 1 einschließlich deren Vor- und Nach-
bereitung. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die 
für die Brandverhütungsschau zuständige Dienst-
stelle an Prüfungen der Bauaufsichtsbehörde be-
teiligt ist und dabei zugleich eine Brandverhü-
tungsschau vornimmt, 

 
b) infolge erforderlicher Nachbesichtigungen (Nach-

schau), 
 
c) im Bereich des vorbeugenden und abwehrenden 

Brandschutzes außerhalb des Baugenehmigungs-
verfahrens, die mündlich oder schriftlich beantragt 
worden und mit der Anfertigung einer gutachterli-
chen Stellungnahme, eines Brandschutzgutachtens 
oder eines Brandschutzkonzeptes zu einem defi-
nierten Objekt verbunden sind.  

 
(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbe-
sondere der Bauaufsichtsbehörde, zur Erhebung von Ge-
bühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in eige-
ner Zuständigkeit an der Durchführung der  
 

 
Brandverhütungsschau teilgenommen haben oder nach 
Durchführung der Brandverhütungsschau tätig geworden 
sind. 
 

§ 3 
Gebührenmaßstab 

 
(1) Die Gebühren werden nach der Dauer der Amtshand-
lung und nach der Zahl der notwendig eingesetzten Dienst-
kräfte bemessen. Zur Gebühr gehören auch die Entgelte 
für in Anspruch genommene Fremdleistungen. Bei der Be-
messung der Gebühren werden zudem Umfang und 
Schwierigkeitsgrad der Amtshandlungen im Einzelfall be-
rücksichtigt. 
 
(2) Die Bemessung der Gebühren erfolgt im Einzelnen 
nach den in der Anlage 1 aufgeführten Bestimmungen und 
Sätzen und unter Berücksichtigung der in Anlage 2 aufge-
führten Objekte. Die Anlagen sind Bestandteile der Sat-
zung. 
 

§ 4 
Auslagenersatz 

 
Besondere bare Auslagen, die im Zusammenhang mit der 
Amtshandlung entstehen, sind zu ersetzen, auch wenn ei-
ne Befreiung von der Gebühr für die Amtshandlung be-
steht. 
 

§ 5 
Zeitliche Folge der Brandverhütungsschau 

 
(1) Die zeitliche Folge der Brandverhütungsschau richtet 
sich bei Objekten, die Gegenstand von Sonderverordnun-
gen oder baurechtlichen Anordnungen sind, nach den ent-
sprechenden baurechtlichen Vorschriften. Im Übrigen ist 
die Brandverhütungsschau je nach Gefährdungsgrad der in 
der Anlage 2 aufgeführten Objekte in Zeitabständen von 
längstens fünf Jahren durchzuführen. 
 
(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brand-
verhütungsschau, werden diese von der Stadt unter Be-
rücksichtigung des Gefährdungsgrades von Objekten nach 
pflichtgemäßem Ermessen festgelegt. 
 

§ 6 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist der Eigentümer, Besitzer oder 
sonstige Nutzungsberechtigte des der Brandverhütungs-
schau unterworfenen Objektes sowie derjenige, der eine 
Leistung der Brandschutzdienststelle gem. § 2 Abs. 1 
Buchstabe c) beantragt. Mehrere Personen im Sinne des 
Satzes 1 haften als Gesamtschuldner. 
 
(2) Gebührenfreiheit besteht unter den Voraussetzungen 
des § 5 Abs. 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 

§ 7 
Entstehung, Festsetzung, Fälligkeit, Stundung, Erlass 

der Gebühr 
 
(1) Die Gebühr entsteht mit Abschluss der Amtshandlung. 
Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt. Sie ist mit 
Zugang des Bescheides fällig und innerhalb von einem 
Monat zu entrichten. 
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(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise 
gestundet werden, wenn die Entrichtung innerhalb des an-
gegebenen Zahlungszeitraumes eine erhebliche Härte für 
den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch 
die Stundung nicht gefährdet erscheint. Die Stundung ist in 
der Regel nur auf Antrag und bei einer Gebührenhöhe von 
über 500 EURO gegen Sicherheitsleistung zu gewähren. 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
Anlage 1 
 

Gebührensätze 
 
Für die Bemessung der Gebühren nach § 3 der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Durchführung der 
Brandverhütungsschau in der Stadt Horn-Bad Meinberg 
vom 15.02.2016 gelten folgende Gebührensätze: 
 
Durchführung einer Brandverhütungsschau oder Nach-
schau am Objekt nach Dauer der Amtshandlung 
 
je angefangene halbe Stunde   29,00 € 
 
Vorbereitung und/oder Nachbereitung der Brandverhü-
tungsschau entsprechend dem Arbeitsaufwand 
 
je angefangene halbe Stunde   29,00 € 
 
Durchführung einer Objektbesichtigung auf Antrag von 
Personen im Sinne des § 6 Abs. 1 Satz 1 
 
Die Bemessung der Gebühr erfolgt in entsprechender An-
wendung der Regelungen zu Ziffer 1. 
 
Leistungen gemäß § 2 Abs. 1 Buchstabe c) 
 
4.1 Schriftlich erteilte gutachtliche Stellungnahme 
je angefangene Stunde   29,00 € 
 
4.2 Erstellung eines Brandschutzgutachtens 
je angefangene Stunde   29,00 € 
 
4.3 Erstellung eines Brandschutzkonzeptes 
je angefangene Stunde   29,00 € 
 
Anlage 2 
Lfd. 
Nr. 

Objekte 

1. Pflege- und Betreuungsobjekte 
1.1 Krankenhäuser nach Krankenhausbauverord-

nung 
(KhBauVO) 

1.2 Heime 
1.2.1 Altenwohnheim mit / ohne Pflegeplätze 
1.2.2 Gebäude für hilfsbedürftige minderjährige Per-

sonen 
(ab 9 Personen) 

1.2.3 Gebäude für körperlich und / oder geistig be-
hinderte 
Personen (ab 9 Personen) 

1.2.4 wie 1.2.3, nur tagsüber untergebracht 
(ab 20 Personen) 

1.3 Kindergärten, Kindertagesstätten, Kinderhorte 

 
  2. Übernachtungsobjekte 
  2.1 Beherbergungsbetriebe nach SBauVO 

(Teil 2 - Beherbergungsstätten) 
  2.2 Obdachlosenunterkünfte 
  2.3 Notunterkünfte (Aussiedler, Umsiedler, Asylbe-

werber) 
  2.4 Camping- und Wochenendplätze nach Cam-

ping-  
und Wochenendplatzverordnung (CW VO) 

  3. Versammlungsobjekte 
  3.1 Versammlungsstätten nach SBauVO 

(Teil 1 - Versammlungsstätten) 
  3.1.1 Versammlungsstätten mit Versammlungsräu-

men, 
die einzeln mehr als 200 Personen fassen 

  3.1.2 Versammlungsstätten mit mehreren Versamm-
lungs- 
räumen, die insgesamt mehr als 200 Personen 
fassen, 
wenn sie gemeinsame Rettungswege haben 

  3.1.3 Versammlungsstätten im Freien mit Szenenflä-
chen, 
deren Besucherbereich mehr als 1.000 Perso-
nen fasst 
und ganz oder teilweise aus baulichen Anlagen 
besteht 

  3.1.4 Sportstadien, die mehr als 5.000 Personen fas-
sen 

  3.2 Versammlungsräume, die nicht der SBauVO 
unterliegen 

  3.2.1 Gebäude mit Bühnen- / Szenenflächen / Film-
vorführungen 
(ab 50 Personen) 

  3.2.2 Schank- und Speisewirtschaften in Gebäuden 
mit mehr als 
100 m² freier Grundfläche (Fläche ohne Einbau-
ten) 
im Gastraum 

  3.2.3 wie 3.2.1, jedoch nicht ebenerdig (ab 50 Perso-
nen) 

  3.2.4 Räume für Sportveranstaltungen in mehrfach 
genutzten 
Gebäuden ab 1.000 m² 

  4. Unterrichtsobjekte 
  4.1 Schulen nach SchulBauR 
  4.2 Ausbildungsstätten (SchulBauR nicht anwend-

bar) 
  4.2.1 Eigenständige Unterrichtsgebäude / -trakte 
  4.2.2 Unterrichtsräume (ab 100 Personen) in sonst 

anders 
genutzten Gebäuden 

  4.2.3 wie 4.2.2, jedoch nicht ebenerdig (ab 50 Perso-
nen) 

5. Hochhausobjekte 
5.1 Hochhäuser nach SBauVO (Teil 4 - Hochhäu-

ser) 
6. Verkaufsobjekte 
6.1 Verkaufsstätten nach SBauVO 

(Teil 3 – Verkaufsstätten) 
6.2 Gemeinschaftsladenzentren mit mehr als 2.000 

m² 
Verkaufsfläche 

6.3 Verkaufsstätten, die nicht der SBauVO unterlie-
gen 

6.3.1 Verkaufsstätten in Verbindung zu anders ge-
nutzten 
Gebäuden mit mehr als 1.000 m² Verkaufsflä-
che 
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6.3.2 Verkaufsstätten in Verbindung zu anders ge-

nutzten 
Gebäuden, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 
500 m² Verkaufsfläche 

7. Verwaltungsobjekte 
7.1 Mehrgeschossige Gebäude mittlerer Höhe mit 

mehr 
als 3.000 m² Nutzfläche 

7.2 Verwaltungsräume in mehrfach genutzten Ge-
bäuden 
mittlerer Höhe mit mehr als 1.000 m² Nutzfläche 

8. Ausstellungsobjekte 
8.1 Museen 
8.2 Messegebäude 
9. Garagen 
9.1 Großgaragen nach SBauVO (Teil 5 - Garagen) 
9.2 Unterirdische, geschlossene Mittelgaragen 

(> 500 m²) in Verbindung zu anders genutzten 
Gebäuden  

10. Gewerbeobjekte 
10.1 Herstellung, Produktion 
10.1.1 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Um-

gang 
von / mit überwiegend brennbaren Stoffen mit 
einer 
Brandabschnittsgröße von mehr als 800 m² 

10.1.2 wie 10.1.1, jedoch nicht ebenerdig mit einer 
Brand- 
abschnittsgröße von mehr als 400 m² 

10.1.3 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Um-
gang 
von / mit überwiegend nichtbrennbaren Stoffen 
mit 
einer Brandabschnittsgröße von mehr als 1.600 
m² 

10.1.4 wie 10.1.3, jedoch nicht ebenerdig mit einer 
Brandab- 
schnittsgröße von mehr als 800 m² 

10.1.5 Betriebe zur Herstellung, Bearbeitung und Um-
gang 
von / mit überwiegend brennbaren Flüssigkei-
ten, 
Gasen und Gefahrstoffen, die gemäß der Ver-
ordnung 
über brennbare Flüssigkeiten (VbF), Druckbe-
hälter 
-Verordnung (DruckbehälterVO), Chemikalien-
Gesetz 
(ChemikalienG), Sprengstoffgesetz (Spreng-
stoffG) 
mit besonderen Brandschutzmaßnahmen durch 
das 
Staatliche Amt für Arbeitsschutz (StAfA), Staat-
liche 
Umweltamt (StUA) oder durch die Bezirksregie-
rung 
 genehmigt wurden 

10.1.6 wie 10.1.1, jedoch in umittelbarer Verbindung 
zu 
Wohngebäuden mit einer Brandabschnittgröße 
von mehr 
als 200 m² 

10.2 Lagerung 
 
 
 
 
 

 
10.2.1 Gebäude zur Lagerung brennbarer Flüssigkei-

ten, 
die gemäß der Verordnung über brennbare 
Flüssigkeiten (VbF), Druckbehälter-Verordnung 
(DruckbehälterVO), Chemikalien-Gesetz (Che-
mikalienG), 
Sprengstoffgesetz (SprengstoffG) mit besonde-
ren 
Brandschutzmaßnahmen durch das Staatliche 
Amt für Arbeitsschutz (StAfA), Staatliche Um-
weltamt 
(StUA) oder durch die Bezirksregierung geneh-
migt wurden 

10.2.2 Gebäude zur Lagerung überwiegend nicht-
brennbarer 
Stoffe mit mehr als 3.200 m² Lagerfläche 

10.2.3 wie 10.2.2, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 
1.600 m² 
Lagerfläche 

10.2.4 Gebäude zur Lagerung brennbarer Stoffe mit 
mehr als 
1.600 m² Lagerfläche 

10.2.5 wie 10.2.4, jedoch nicht ebenerdig mit mehr als 
800 m² 
Lagerfläche 

10.2.6 Freilager für überwiegend brennbare Stoffe mit 
mehr als 
5.000 m² Lagerfläche 

10.2.7 Hochregallager 
11. Sonderobjekte ( nach örtlicher Festlegung ) 
11.1 Besonders brandgefährdete Baudenkmäler  
11.2 Landwirtschaftliche Betriebsgebäude mit mehr 

als 
2.000 m³ in Verbindung mit Wohngebäuden 

11.3 Kirchen und Gebetsstätten 
11.4 Unterirdische Verkehrsanlagen 
1.5 Objekte mit radioaktiven Stoffen ab Gruppe 3 

nach 
Strahlenschutzverordnung (StrahlenschutzVO) 

11.6 Hotel- und Gaststättenschiffe  
11.7 Bahnhöfe mit Verkaufsstätten größer als 500 m² 

Verkaufsfläche 
11.8 Anlagen und Einrichtungen mit biologischen 

Arbeitsstoffen ab Gefahrengruppe 2 nach dem  
Entwurf der Richtlinie für den Feuerwehreinsatz 
in Anlagen mit biologischen Arbeitsstoffen 

11.9 Flächen für die Feuerwehr, § 5 Abs. 5 BauO 
NW 
- Zufahrten auf Grundstücke (nach örtlicher 
Festlegung) 

11.10 Schießstände und Schießanlagen 
11.11 Botschaften und Konsulate 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Durchführung der Brandverhütungsschau in der 
Stadt Horn-Bad Meinberg wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 15.02.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
 
 
 
95 Satzung über den Ersatz von Verdienstausfall 

für die beruflich selbständigen ehrenamtlichen 
Angehörigen der Freiwilligen Feuerwehr Horn-
Bad Meinberg vom 15.02.2016 

 
Auf Grund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchsta-
ben f und i der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der Fassung vom 14.07.1994 
(GV.NW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
03.02.2015 (GV. NRW. S. 208) und des § 21 Abs. 3 des 
Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den 
Katastrophenschutz (BHKG) vom 17.12.2015 (GV.NW. S. 
886) hat der Rat der Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner 
Sitzung am 11.02.2016 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
(1) Beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der 
Freiwilligen Feuerwehr erhalten Ersatz des Verdienstaus-
falles, der Ihnen durch die Teilnahme an Einsätzen, Übun-
gen, Lehrgängen und sonstigen Veranstaltungen auf Anfor-
derung der Stadt Horn-Bad Meinberg entstanden ist. Der 
Verdienstausfall wird für jede Stunde der versäumten re-
gelmäßigen Arbeitszeit berechnet. Die regelmäßige Ar-
beitszeit ist im Einzelfall nachzuweisen. Der Verdienstaus-
fall wird für höchstens 10 Stunden je Tag gezahlt. 
 
(2) Es wird ein Regelstundensatz von 15 Euro je angefan-
gene Stunde gezahlt, es sei denn, dass ersichtlich keine 
finanziellen Nachteile entstanden sind. 
 
(3) Auf Antrag ist anstelle des Regelstundensatzes eine 
Verdienstausfallpauschale je Stunde zu zahlen, die im Ein-
zelfall auf Grundlage des glaubhaft gemachten Einkom-
mens nach billigem Ermessen festgesetzt wird. Die Glaub-
haftmachung erfolgt durch eine schriftliche Erklärung über 
die Höhe des Einkommens, in der die Richtigkeit der ge-
machten Angaben versichert wird. 
 
(4) In keinem Fall darf der Verdienstausfallersatz den Be-
trag von 25,50 Euro je Stunde überschreiten. 
 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über den Ersatz von Verdienst-
ausfall für die beruflich selbständigen ehrenamtlichen An-
gehörigen der Freiwilligen Feuerwehr Horn-Bad Meinberg 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 15.02.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
 
 
 
96 Satzung über die Erhebung von Kosten und 

Entgelten in der Stadt Horn-Bad Meinberg bei 
Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr vom 
15.02.2016 

 
Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben 
f und i der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) in der Fassung vom 14.07.1994 
(GV.NW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
03.02.2015 (GV. NRW. S. 208) und der §§ 21 Abs. 1 und 3 
sowie 52 Abs. 2, 3, 4 und 5 des Gesetzes über den Brand-
schutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 
(BHKG) vom 17.12.2015 (GV.NW. S. 886) hat der Rat der 
Stadt Horn-Bad Meinberg in seiner Sitzung am 11.02.2016 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Leistungen der Freiwilligen Feuerwehr 

(1) Die Stadt Horn-Bad Meinberg unterhält eine Freiwilli-
ge Feuerwehr gemäß § 1 Abs. 1 des Gesetzes über 
den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastro-
phenschutz (BHKG). 
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(2) Darüber hinaus stellt die Feuerwehr bei Veranstaltun-

gen nach Maßgabe des § 27 BHKG Brandsicherheits-
wachen. 

(3) Des Weiteren kann die Feuerwehr auf Antrag auch 
freiwillige Leistungen erbringen. Ein Rechtsanspruch 
zur Durchführung solch freiwilliger Leistungen besteht 
nicht. Über die Durchführung entscheidet der Leiter 
der Feuerwehr. 

 
 § 2 

Kostenersatz 

(1) Die Einsätze der Feuerwehr nach § 1 Abs. 1 sind un-
entgeltlich, soweit in Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Feuer-
wehr wird Ersatz der entstandenen Kosten verlangt: 

1. von dem Verursacher, wenn er die Gefahr oder den 
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig her-
beigeführt hat, 

2. vom Eigentümer eines Industrie- oder Gewerbebe-
triebs für die bei einem Brand aufgewandten Son-
derlösch- und Sondereinsatzmittel. 

3. von dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen 
gemäß §§ 29 Abs. 1 Satz 1, 30 Abs. 1 Satz 1 oder 
31 BHKG im Rahmen ihrer Gefährdungshaftung 
nach sonstigen Vorschriften, 

4. von dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der 
Schaden beim Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugen oder eines Anhängers, der 
dazu bestimmt ist, von einem Kraftfahrzeug mitge-
führt zu werden, entstanden ist, sowie von den Er-
satzpflichtigen in sonstigen Fällen der Gefähr-
dungshaftung, 

5. von dem Transportunternehmer, Eigentümer, Be-
sitzer oder sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn 
die Gefahr oder der Schaden bei der Beförderung 
von Gefahrstoffen oder anderen Stoffen und Ge-
genständen, von denen auf Grund ihrer Natur, ihrer 
Eigenschaften oder ihres Zustandes im Zu-
sammenhang mit der Beförderung Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere 
für die Allgemeinheit, für wichtige Gemeingüter, für 
Leben und Gesundheit von Menschen sowie für Tie-
re und Sachen ausgehen können oder wasserge-
fährdenden Stoffen entstanden ist, 

6. von dem Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Scha-
den beim sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen oder 
wassergefährdenden Stoffen gemäß Nummer 5 
entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände han-
delt, 

7. vom Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Nut-
zungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer 
in Fällen nach Nummer 8, wenn der Einsatz Folge 
einer nicht bestimmungsgemäßen oder miss-
bräuchlichen Auslösung war, 

8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitar-
beiter eine Brandmeldung ohne eine für den Einsatz 
der Feuerwehr erforderliche Prüfung weitergeleitet 
hat, 

9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos o-
der in grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen 
die Feuerwehr alarmiert. 

 
Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen 
Auslagen für die kostenpflichtige Hinzuziehung Dritter 

 

 
(3) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfe-

leistung die Pflicht einer anderen Behörde oder Einrich-
tung zur Schadensverhütung und Scha-
densbekämpfung, verlangt die Stadt  den Ersatz der 
Kosten für den Feuerwehreinsatz vom Rechtsträger der 
anderen Behörde oder Einrichtung, sofern ein Kosten-
ersatz nach Abs. 2 nicht möglich ist. 

(4) Von dem Ersatz der Kosten kann abgesehen werden, 
soweit dies nach Lage des Einzelfalls eine unbillige 
Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses ge-
rechtfertigt ist. 

 
 § 3 

Berechnungsgrundlage 
(1) Die Kosten bestehen aus den Personalkosten, Fahr-

zeug- und Gerätekosten und Sachkosten. Sie werden 
nach Maßgabe der §§ 4 bis 6 berechnet. 

(2) Ausgenommen davon sind Einsätze nach § 1 Abs. 2, 
soweit sie das Kurgastzentrum Bad Meinberg betreffen, 
und Einsätze nach § 2 Abs. 2 Nr. 7 und 8 der Satzung. 
Für diese Einsätze wird abweichend von der Berech-
nung nach Abs. 1 jeweils eine Pauschale nach Maßga-
be des anliegenden Tarifs berechnet.  

(3) Abgerechnet wird grundsätzlich nach Einsatzzeit-
einheiten (EZ). Eine Einsatzzeiteinheit umfasst den 
Zeitraum von 10 Minuten. Angefangene EZs werden 
voll berechnet. 

 
 § 4 

Personalkosten 
(1) Die Personalkosten für die Leistungen der Freiwilligen 

Feuerwehr berechnen sich nach der Einsatzzeit. Sie 
beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung und endet 
mit der Rückkehr zum jeweiligen Gerätehaus. Maßgeb-
lich ist insoweit der Einsatzbericht und der Gebührenta-
rif, der Bestandteil dieser Satzung ist. 

(2) Bei Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahr-
zeuge und Geräte zur Wiederherstellung der Einsatzfä-
higkeit erforderlich machen, wird die Zeit für die Reini-
gung der Einsatzzeit hinzugerechnet. 

(3) Bei allen anderen Einsätzen, werden pauschal zwei EZ 
für zwei Einsatzkräfte für die Wiederherstellung der 
Einsatzfähigkeit hinzugerechnet. 

(4) Bei Einsätzen, die eine Zahlung eines Verdienstausfalls 
an private Arbeitgeber sowie beruflich selbständige An-
gehörige der Freiwilligen Feuerwehr erforderlich ma-
chen, wird der Ersatz der entstandenen Kosten ver-
langt. 
 

§ 5 
Fahrzeug- und Gerätekosten 

(1) Die Kosten für die eingesetzten Fahrzeuge und Geräte 
werden nach Einsatzzeiteinheiten berechnet. Die Ein-
satzzeit beginnt mit dem Ausrücken und endet mit der 
Rückkehr zum jeweiligen Feuerwehrgerätehaus. Die 
Höhe dieses Kostenersatzes bestimmt sich nach dem 
anliegenden Kostentarif, der nach den betriebswirt-
schaftlichen Grundsätzen ermittel wurde und Bestand-
teil dieser Satzung ist. 

(2) Für das Material (außer Bindemittel), das bei Ölsperren 
eingesetzt wird, wird eine tägliche Pauschale laut anlie-
gendem Kostentarif berechnet. 

 
§ 6 

Sachkosten 
(1) Die Sachkosten (z. B. Schaummittel, Pulver, Bindemit-

tel einschl. Entsorgung) werden in voller Höhe zum je-
weiligen Tagespreis berechnet. 
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(2) Für die persönliche Schutzausrüstung und Arbeitsmittel, 

die im Einsatz zerstört, beschädigt oder kontaminiert 
werden, werden je nach Notwendigkeit der Zeitwert, die 
Reparaturkosten, die Reinigungskosten und/oder die 
Kosten der ordnungsgemäßen Entsorgung berechnet. 

 
 § 7 

Entgelte für sonstige Leistungen der Feuerwehr 
 

(1) Für Brandsicherheitswachen und freiwillige Leistungen 
nach § 1 Abs. 2 und 3 werden Entgelte nach Maßgabe 
der §§ 4 bis 6 erhoben. Die Höhe dieser Entgelte be-
stimmt sich nach dem anliegenden Tarif.  

(2) Grundsätzlich soll das Entgelt für eine entgeltpflichtige 
freiwillige Leistung der Feuerwehr in der zu erwarten-
den Höhe im Voraus gezahlt werden oder von der Hin-
terlegung einer entsprechenden Sicherheit abhängig 
gemacht werden. 

(3) § 2 Abs. 4 gilt entsprechend. 
 

§ 8 
Inanspruchnahme privater Unternehmen und Hilfsor-

ganisationen 
(1) Die Feuerwehr kann zur Unterstützung bei Leistungen 

im Sinne des § 1 private Unternehmen und/oder Hilfs-
organisationen beauftragen. Über die Beauftragung 
entscheidet der Leiter der Feuerwehr bzw. der bestellte 
Einsatzleiter. Ein Rechtsanspruch auf Beauftragung be-
steht nicht. 

(2) Für die Beauftragung privater Unternehmen und/oder 
Hilfsorganisationen wird Kostenersatz geltend gemacht. 
Die Höhe des geltend gemachten Kostenersatzes rich-
tet sich nach den tatsächlich angefallenen Kosten. 

(3) § 2 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

§ 9 
Kostenschuldner 

Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach § 2 
Abs. 2 sind die dort genannten Personen verpflichtet. Meh-
rere Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 10 
Entgeltschuldner 

Zur Zahlung des Entgelts für die in § 1 Abs. 2 und 3 ge-
nannten Leistungen ist derjenige verpflichtet, der die Leis-
tung bestellt oder bestellen lässt. Mehrere Entgeltpflichtige 
haften als Gesamtschuldner. 
 

§ 11 
Entstehung und Fälligkeit 

(1) Der Kostenersatzanspruch nach § 2 Abs. 2 entsteht mit 
Beendigung der kostenersatzpflichtigen Leistungen der 
Feuerwehr. Er wird mit der Bekanntgabe des Leis-
tungsbescheides fällig, wenn in dem Bescheid nicht ein 
späterer Zeitpunkt bestimmt ist. 

(2) Das Entgelt nach § 7 entsteht mit Beendigung der ent-
geltpflichtigen Leistungen der Feuerwehr. Sie wird mit 
der Bekanntgabe des Bescheides fällig, wenn im Be-
scheid nicht ein späterer Zeitpunkt festgesetzt wird. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 12 

Haftung 
Die Gemeinde haftet bei Hilfeleistungen (§ 1 Abs. 1) 
und freiwilligen Leistungen (§ 1 Abs. 2 und 3) nur für 
Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. 
 
 Tarif 

gemäß der §§ 4 bis 6 der Satzung über die Erhebung 
von Kosten und Entgelten in der Stadt Horn-Bad Mein-

berg bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr  
vom 15.02.2016 

 
I. Persönliche Leistung  

 
Einsatz je Feuerwehrmann und Stunde 24,00 € 
 
II. Sächliche Leistungen  
1. Benutzung aller Fahrzeuge einschließlich feuerwehr-

technischer Beladung ohne Fahrer 
je Fahrzeug und Stunde  
a) MTF 50,88  € 
b) RW/TLF/HLF 56,55  € 
c) Drehleiter 57,22  € 
d) SW 64,81  € 
e) ELW 44,84  € 
f) GW/TSF/LF 58,77  € 

2. Sauerstoff, Pressluft, Schaummittel, Lösch-
pulver, Filtereinsätze, Bindemittel, Kunststoff-
planen, Säcke und sonstige Verbrauchsmittel 
werden zu Tagespreisen gesondert berech-
net. 

3. Für Brandsicherheitswachen nach § 1 Abs. 2 
im Kurgastzentrum Bad Meinberg 160,00  € 

4. Für Einsätze nach § 2 Abs. 2, Nr. 6 und 7 360,00  € 
5. Material für jede aufgebaute Ölsperre 

(außer Bindemittel); täglich pauschal 10,00  € 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Kosten 
und Entgelten in der Stadt Horn-Bad Meinberg bei Einsät-
zen der Freiwilligen Feuerwehr wird hiermit öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 
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b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Horn-Bad Meinberg vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Horn-Bad Meinberg, den 15.02.2016 
 
Stadt Horn-Bad Meinberg 
Der Bürgermeister 
 
 
Rother 

Kr.Bl.Lippe 25.02.2016 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
97 Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den 

Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 “Stadtteilzent-
rum Brake“ vom 09.02.2016 

 
Aufgrund des § 9 Abs. 2a in Verbindung mit § 13 und § 10 
des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der 
zurzeit geltenden Fassung in Verbindung mit den §§ 7 und 
41 der Gemeindeordung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NW S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung hat der 
Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am 
14.12.2015 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

 
Der Bebauungsplan Nr. 26 02.16 „Stadtteilzentrum Brake“ 
liegt im Zentrum des Stadtteils Brake und umfasst eine 
Fläche von ca. 25,4 ha. 
Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt: 
• im Süden zwischen Kreuzung Lemgoer Stra-

ße/Pagenhelle und der Kreuzung Lemgoer Straße/ Re-
sidenzstraße entlang der ersten Baureihe südlich ent-
lang der Lemgoer Straße unter Einschluss des EDEKA-
Marktes an der Wasserfurche, ausgenommen das 
Grundstück Lemgoer Straße 73 (Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 27 02.01 
„Krügerkamp/Nesselfeld“), 

• im Osten umfasst der Geltungsbereich die Bebauung 
um den nördlichen Teil der Residenzstraße und der 
Wiembecker Straße, 

• im Norden bildet die Grenze die Bahnhofsstraße und 
die Bahnlinie, ausgenommen Schloßstraße 1, 3 und 7 
(Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 26 02.09 
„Schloßstraße/Lemgoer Straße“) 

Alle Grundstücke liegen in der Gemarkung Brake. Im Ein-
zelnen beinhaltet der Geltungsbereich folgende Flurstücke: 
 
Flur 1, mit den folgenden Flurstücken: 
52, 53, 54, 55, 56, 57, 58, 59, 121, 237, 247, 257, 308, 
351, 352, 383, 386, 387, 389, 393 
 
Flur 6, mit den folgenden Flurstücken: 
94, 98 tlw., 119 tlw., 130, 130 tlw., 131, 132, 137, 214, 215, 
237, 240, 241, 255, 324, 325, 326, 327, 339, 340 
 
Flur 13, mit den folgenden Flurstücken: 
3, 4, 5, 6, 8, 97, 98, 99, 100, 101, 102, 103, 104, 105, 106, 
107, 108, 110, 260, 261, 262, 263, 292, 294, 295, 309, 351 
 
Flur 14, mit den folgenden Flurstücken: 
12 tlw., 15 tlw., 29, 30, 70, 71, 127 tlw., 128,129 tlw., 130, 
134 tlw., 136 tlw., 157, 158, 191, 193, 196 tlw., 211, 302, 
303, 304, 312 tlw., 316, 321 tlw., 323 tlw., 324, 326 tlw., 
327 
 
Flur 15, mit den folgenden Flurstücken: 
5, 8, 11,12, 13,14, 15, 16, 19, 20, 21, 22, 23, 24, 25, 29, 
32, 33, 34, 35, 36, 37, 42, 43, 46, 47, 49, 50, 51, 52, 53, 
54, 56, 57, 58, 59, 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66, 69, 73, 74, 
82, 86, 89, 90, 91, 92, 94, 95, 96, 97, 98, 99, 102, 103, 
103, 104, 105, 106, 107, 108, 110, 112, 117, 118, 119, 
120, 121, 122, 124, 127, 131, 132, 135, 136, 137, 139, 
140, 141, 142 143, 144, 145, 146, 153, 154, 155, 161, 162,  

 
165, 166, 167, 168, 170, 172, 173, 174, 177, 179, 180, 
181, 182, 183, 184, 185, 186, 187, 188, 189, 190, 237, 238 
 
Flur 16, mit den folgenden Flurstücken: 
4, 23, 25, 56, 57, 110, 111, 112, 121, 122, 123, 144, 145, 
148, 149, 150, 152, 153, 154, 158, 159, 160, 162, 168, 
169, 182, 193, 194, 196, 204, 206, 209, 211, 223, 224, 
224, 227, 229, 234, 235,240, 254, 255, 257, 260, 261, 262, 
263, 264, 265, 266, 267, 268, 269, 272, 279, 280, 288, 
289, 290, 291, 292, 293, 295 
 
Flur 17, mit den folgenden Flurstücken: 
6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 18 tlw., 22, 45, 46, 47, 64, 64 tlw., 67, 
92, 97, 102, 103, 114, 115, 118, 125, 129, 130, 131, 132, 
133, 134, 135, 136, 137, 138, 139, 140, 141, 142, 143, 
144, 145, 146, 147, 147 tlw., 148 tlw.,149 tlw., 152, 153, 
155, 156, 157, 161, 163, 164, 166, 185, 187, 188, 189, 
190, 191, 192, 193, 194, 195, 196 
 
Flur 18, mit den folgenden Flurstücken: 
4, 5, 6, 7, 8, 9, 12, 15, 16, 17, 22, 26, 28, 29, 30, 31, 32, 
33, 34, 35, 36, 37, 38, 39, 46, 47, 51, 52, 53, 54, 57,58, 59, 
63, 64, 77, 78, 86, 94, 105, 106, 107, 108, 110, 111, 114, 
115, 122, 123, 124, 125, 126, 132, 133, 143, 146, 147, 
148, 149, 154, 155, 156, 157, 161, 163, 166, 169, 170, 
175, 176, 177, 178,181,182, 184, 185, 186, 187, 188, 189, 
191, 192, 193, 194, 195, 196, 197, 198, 199, 200, 201, 
202, 203, 204, 205, 206, 207, 208, 209, 210, 211, 212, 
213, 214, 215, 219, 220, 221, 222, 224, 225, 226, 227, 
229, 230, 231, 232, 233, 234, 235, 236, 237, 238, 240 
 

§ 2 
Bestandteile des Bebauungsplanes 

 
Der Satzung über den Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 
“Stadtteilzentrum Brake“ liegen als Bestandteile zugrunde: 
 
die Zeichnerischen Festsetzungen gemäß PlanzV 90 im 
Maßstab M 1:2.000  und  
die Textlichen Festsetzungen. 
 
Die Begründung zum Bebauungsplan ist dem Bebauungs-
plan beigefügt. 
 
Eine Begründung ist gemäß § 2a BauGB dem Bebauungs-
plan beigefügt. Ein Umweltbericht ist gemäß § 13 Abs. 3 
BauGB nicht erforderlich. 
 

§ 3 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 
“Stadtteilzentrum Brake“ tritt gemäß § 10 Abs. 3 BauGB mit 
der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Hiermit wird gemäß § 10 Abs. 3 BauGB die vorstehende 
Satzung der Alten Hansestadt Lemgo über den Bebau-
ungsplan Nr. 61 26 02.16 “Stadtteilzentrum Brake“ vom 
09.02.2016 öffentlich bekannt gemacht. Mit dieser Be-
kanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 
“Stadtteilzentrum Brake“ vom 09.02.2016  in Kraft. 
Lage und Umfang des betroffenen Gebietes sind aus dem 
in dieser Bekanntmachung abgedruckten Kartenauszug 
ersichtlich. 
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Der Bebauungsplan Nr. 61 26 02.16 “Stadtteilzentrum 
Brake“ vom 09.02.2016 wird vom Tage dieser Bekannt-
machung an in der Abteilung Stadtplanung der Alten Han-
sestadt Lemgo, Heustr. 36 - 38, während der allgemeinen 
Dienststunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten. 
Außerdem kann der Bebauungsplan auf der Homepage der 
Stadt Lemgo unter 
http://www.o-sp.de/lemgo/plan/rechtskraft.php eingesehen 
werden.  
 
Hinweise: 
 
1. Es wird darauf hingewiesen, dass  

a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften, 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs 
unbeachtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend ge-
macht worden sind. 
Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach  
§ 214 Abs.2a beachtlich sind.  

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 des Baugesetzbuches über die Entschädigung 
von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermö-
gensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlö-
schen entsprechender Entschädigungsansprüche wird 
hingewiesen. 

 
3. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 

Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 496), in 
Kraft getreten am 4. Juli 2015, gegen Satzungen, sons-
tige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkün-
dung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestim-
mung oder der Flächennutzungsplan ist nicht ord-
nungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, den 09.02.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
Der Bürgermeister 
 
 
____________________ 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 
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98 Wahl neuer Schiedsmänner 
 
Gemäß Ziffer 1 zu § 3 der Verwaltungsvorschriften zum 
Gesetz über das Schiedsamt in den Gemeinden des Lan-
des Nordrhein-Westfalen (VVSchAG NW) vom 21.06.1993 
in der Fassung vom 03.08.2011 hat der Rat in seiner Sit-
zung am 19.10.2015  für eine Amtszeit von fünf Jahren 
Herrn Heinz-Werner Kampmeier, Carl-Köller-Str. 19, 32657 
Lemgo zum Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Ost 
und als Stellvertreter für den Schiedsamtsbezirk West  so-
wie Herrn Wilfried Thiel, Neue Str. 34, 32657 Lemgo zum 
Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk West und als 
Stellvertreter für den Schiedsamtsbezirk Ost gewählt. 
Die Wahl ist durch das Amtsgericht Lemgo am 11.01.2016 
bestätigt worden. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Der Beschluss des Rates der Alten Hansestadt Lemgo vom 
19.10.2015 über die Wahl des Herrn Heinz-Werner 
Kampmeier, Carl-Köller-Str. 19, 32657 Lemgo zum 
Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk Ost und als Stell-
vertreter für den Schiedsamtsbezirk West sowie über die 
Wahl des Herrn Wilfried Thiel, Neue Str. 34, 32657 Lemgo 
zum Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk West und als 
Stellvertreter für den Schiedsamtsbezirk Ost wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Lemgo, den 28.01.2016 
 
ALTE HANSESTADT LEMGO 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 
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99 Öffentliche Zustellung einer Ordnungsverfü-

gung 
 
An Frau Franziska Meyer, ist am 14.01.2016 unter dem Ak-
tenzeichen 32 80 06 eine Ordnungsverfügung erlassen 
werden. 
 
Die Verfügung konnte nicht zugestellt werden, da die Be-
troffene unbekannt verzogen ist. 
 
Gem. § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07.03.2006 wird daher die Ordnungsverfügung durch öf-
fentliche Bekanntmachung zugestellt. Sie gilt als zugestellt, 
wenn seit dem Tag der Bekanntmachung zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Klagefrist, 
nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich nicht mehr 
möglich sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die Ordnungsverfügung kann in der Abteilung Recht, Si-
cherheit und Ordnung der Stadt Lemgo, Marktplatz 4, 
32657 Lemgo, Zimmer 006 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang genommen werden. 
 
Lemgo, den 16.02.2016 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Der Bürgermeister 
Recht, Sicherheit und Ordnung 
Im Auftrage 
 
 
Keller 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
100 Jahresabschluss der Abwasserwerke Blom-

berg zum 31.12.2014 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat am 23.09.2015 den Jah-
resabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2014 festge-
stellt und über die Gewinnverwendung wie folgt beschlos-
sen: 
 
 Bilanzsumme  33.969.067,23 € 
 Jahresgewinn  116.779,49 € 
 
Der oben genannte Jahresgewinn 2014 wird wie folgt ver-
wendet: 

a) 15.339,00 € für die Abführung der Eigenkapitalver-
zinsung an die Stadt Blomberg  

b) 101.440,49 € Einstellung in die allgemeine Rückla-
ge 

 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen bis zur Feststel-
lung des Jahresabschlusses 2014 
 
bei den Abwasserwerken Blomberg, Nederlandstr. 15, 

I. Geschoß, Blomberg, 
 
während der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes lautet wie folgt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Abwasserwerke Blomberg. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2014 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BPW 
Treuhand GmbH, Bünde, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 30.06.2015 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt: 
 
„An die Abwasserwerke Blomberg 
 
Wir haben den Jahresabschluss –bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang- unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Abwas-
serwerke Blomberg, Blomberg, für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01. bis 31.12.2014 geprüft.  
 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung lie-
gen in der Verantwortung der Betriebsleitung der Einrich-
tung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Abwasserwerke 
Blomberg sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksam-
keit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der 
Einrichtung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Einrichtung. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermit-
telt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ein-
richtung und stellt die Chancen und Risiken der künftigen 
Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft BPW Treuhand GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen /JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 12.10.2015 
Die Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
Im Auftrag: 
 
gez. Harald Debertshäuser   
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Aufgrund des § 28 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 
(GV..NRW S. 644) in der derzeit geltenden Fassung wird 
hiermit die Feststellung des Jahresabschlusses der Ab-
wasserwerke Blomberg für das Wirtschaftsjahr 2014 sowie 
der Abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW vom 12.10.2015 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Blomberg, den 18. Dezember 2015 
Abwasserwerke Blomberg 
 
 
(Scholling) 
Betriebsleiterin 
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Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
101 Kraftloserklärung zweier Sparurkunden 
 
Da die Sparurkunden Nr. 3571070857 und Nr. 3542063924 
ausgestellt von der Sparkasse Paderborn-Detmold als 
Rechtsnachfolger der ehemaligen Sparkasse Paderborn, 
aufgrund unseres Aufgebots vom 12.10.2015  nicht vorge-
legt wurden, werden sie für kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, den 12.02.2016 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Der Vorstand 
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